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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Pick, Dr. Däubler-Gmelin, Bachmaier, Klein (Dieburg), 
Schmidt (München), Schütz, Singer, Stiegler, Wiefelspütz, Dr. de With, 

Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Haltung der Bundesregierung zum Ausbau der Streiterledigung durch 
Schiedspersonen zur Entlastung der Justiz 


Die rund 4 000 Schiedsfrauen und Schiedsmänner (Schiedsperso- 
nen) in der Bundesrepublik Deutschland leisten einen wertvollen 
Beitrag zur außergerichtüchen Konfhktlösung. Sie entlasten damit 
nicht nur die ordenthche Gerichtsbarkeit, sondern vermögen mit 
Hilfe eines straffen, unkomplizierten und preiswerten Verfahrens 
für eine besondere Akzeptanz ihrer Entscheidungen bei den Be- 
troffenen zu sorgen. Ihre Tätigkeit führt gleichzeitig zu mehr 
Rechtsfrieden. Die Beteiligung des Laienelements an der Rechts- 
pflege ist geeignet, Barrieren gegenüber Recht und staatlichen 
Streitregeln abzubauen. 

Gleichwohl bestehen oft auch Vorbehalte der Rechtsuchenden 
gegenüber Schiedspersonen, sowohl hinsichüich der Verfahrens- 
leitung als auch der Entscheidung. 

Trotz entsprechender empirischer Untersuchungen in einem Land 
der Bundesrepublik Deutschland, Nordrhein-Westfalen, sind Aus- 
sagen, warum das Angebot der Güteverfahren vor den Schieds- 
personen nicht besser angenommen wird, nur ansatzweise mög- 
hch. 

Neben der offiziell in die Statistik eingehenden Zahl von Schieds- 
verfahren wird nach Bekundung der Schiedspersonen die mehr- 
fache Zahl von Fällen ohne förmliches Verfahren auf dem Bera- 
tungsweg und durch Informationen erledigt. Damit hegt ein gro- 
ßer Teil ihres Arbeitsfeldes - vielleicht sogar der größere - im 
Vorfeld gerichtücher Konfliktbewältigung. 

Trotz dieser unbestreitbaren Verdienste ist das Institut der 
Schiedsperson nicht allgemein bekannt. 

Nach der bisher bekannten statistischen Entwicklung geht die 
Zahl offiziell eingeleiteter Verfahren vor den Schiedspersonen 
zurück. Gegenüber den Verfahren vor den ordentüchen Gerich- 
ten machen sie nur einen geringen Prozentsatz aus. Deshalb sollte 
über diese Art der Streitbeilegung besser informiert werden, um 
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die Rechtsuchenden auf diese Institution hinzuweisen. Gleichzei- 
tig stellt sich die Frage nach einer Verbesserung bzw. Ausweitung 
dieses Verfahrens; nicht nur unter dem Gesichtspunkt einer Ent- 
lastung der Gerichte, sondern in erster Linie unter dem einer vor 
bzw. außergerichtlichen Konfliktlösung. 

In Anbetracht der knappen Ressource Recht und der Belastung 
der Justiz kommt der außergerichtlichen Streitbeilegung eine 
immer größere Bedeutung zu. Nachdem bereits im Strafprozeß 
der Privatklage zwingend ein Sühneversuch/eine Güteverhand- 
lung gemäß § 380 StPO vorgeschaltet ist, drängt sich die Über- 
legung auf, ob ein solches Verfahren nicht auch für bestimmte 
zusätzliche zuvilrechtliche Streitigkeiten empfehlenswert, wenn 
nicht erforderlich ist, insbesondere dann, wenn es um so geringe 
Streitwerte geht, daß die Gerichts- und Anwaltsgebühren sie 
übersteigen. Gerade bei Konflikten zwischen Privatpersonen, die 
in häufigem geschäftlichen oder privatem Kontakt stehen, könnte 
eine Verhandlung vor/mit Schiedsperson mögücherweise eher zu 
einer friedlichen und dauerhaften Lösung führen als eine gericht- 
liche Entscheidung (Krach in Hausgemeinschaften, Mietshäusern, 
Nachbarschaften). Denn in diesen Fällen kommt es oft auf die 
Beüegung des zugrundeliegenden Konfliktes an, was dem Gericht 
wegen seiner Belastung und den Vorschriften der ZPO in den 
meisten Fällen nicht möglich ist, auch wenn es gehalten ist, in 
jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hinzu wir- 
ken, die aber oft erst vor/von der Berufungsinstanz erreicht wird. 
Hinzu kommt als weiter erschwerendes Element für eine gütliche 
Einigung, daß sich die Parteien oft schon zu sehr auf ihre ver- 
meintliche Rechtsposition versteift haben, wenn sie erst einmal 
vor dem Gericht stehen, denn für die meisten Einmal-Prozessierer 
bedeutet dies doch eine erhebliche nervliche Belastung, die sie 
entsprechend kompensieren müssen. Dabei wird nicht verkannt, 
daß sich auch die Anwälte im vorgerichtlichen Raum um eine 
außergerichtliche Lösung bemühen, doch gerade in den amts- 
gerichtlichen Zivilstreitigkeiten, die für eine Verhandlung vor der 
Schiedsperson geeignet sind, ist der Antragsgegner (Beklagter) 
oft nicht anwaltlich vertreten und fühlt sich daher hilflos. Diese 
Situation dürfte bei einer Verhandlung vor/mit einer Schiedsper- 
son im Sinne einer Schlichtung nicht in diesem Maße für ihn 
gegeben sein. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

A. Bestandsaufnahme bezüglich der Institution „Schiedsperson" 

1. Wie viele Verfahren wurden in den Jahren 1980 bis 1987 vor 
Schiedspersonen in der Bundesrepubük Deutschland einge- 
leitet? 

2. Wie viele Verfahren wurden davon in diesem Zeitraum förm- 
lich entschieden 

a) Verfahren nach § 380 StPO insgesamt und nach Straftat- 
beständen getrennt. 
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b) bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten insgesamt und nach 
Art der Begehren getrennt? 

3. In wie vielen Fällen wurde der Streitfall durch das Schiedsver- 
fahren beigelegt 

a) in Strafsachen, 

b) in Zivilsachen? 

4. In welcher Weise wurden die Schiedsverfahren beendet (Ver- 
gleich, Antragsrücknahme, sonstige Sachentscheidung) 

a) Zahl der jeweiligen Beendigungsgründe, 

b) Verhältnis zueinander? 

5. In wie vielen Fällen wurde nach dem Schiedsverfahren das 
ordenthche Gericht angerufen? 

6. Wie lange dauerten die Verfahren vor Schiedspersonen 

a) in Strafsachen, 

b) in Zivilsachen? 

7. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der ohne 
förmliches Verfahren erledigten Streitfälle? 

8. Wie verteilen sich die unter den Fragen 2 bis 6 ermittelten 
Zahlen auf die Bundesländer, die Schiedspersonen eingeführt 
haben? 

9. Nach welchen Kriterien werden Schiedspersonen berufen? 

10. Welche Berufsgruppen sind vertreten (absolut und verhältnis- 
mäßig)? 

11. a) Wie hat sich die Zahl von Schiedsfrauen bzw. -männern 

seit 1980 entwickelt, und hat sich dabei der Anteil von 
Schiedsfrauen verändert? 

b) Wie hat sich der Anteil von Schiedsfrauen in den einzelnen 
Bundesländern entwickelt? 

12. a) Welche Bedeutung haben die sonstigen „Vergleichsbehör- 

den" im Sinne des § 380 Abs. 1 StPO gegenüber der 
Institution „Schiedsperson"? 

b) Worin bestehen die Unterschiede dieser Güteverfahren 
gegenüber denen vor der Schiedsperson? 

c) Bestehen dort andere Aufgabenschwerpunkte kraft Geset- 
zes, oder haben sich solche entwickelt? 

d) Haben sich Unterschiede in der Wirksamkeit herausge- 
stellt? 

e) Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung 
unter den Fragen 1 bis 11 dar? 

B. Ausbau der Institution „Schiedsperson" 

1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Tätigkeit 
von Schiedspersonen bei? 

2. a) Stimmt die Bundesregierung der Einschätzung von Prof. 

Dr. Pfeifer zu, „die Gerichte wären schon genug entlastet. 
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wenn das Schiedsmannverfahren effektiver gestaltet 
würde"? 

b) Wenn ja, worin sieht sie in dieser Hinsicht Verbesserungs- 
möghchkeiten? 

c) Welche Vorschläge sind von der Bundesregierung zu er- 
warten? 

3. a) Stimmt die Bundesregierimg der Aussage von Prof Dr. 

Benda zu, „zu den Möghchkeiten der außergerichthchen 
Beseitigung von Streitfällen gehören zweifellos mit an 
erster Stelle die Schiedsmänner"? 

b) Wenn ja, wie steht die Bundesregierung zu einer Auswei- 
tung der Zuständigkeit des Schiedswesens auf weitere 
zivilrechtliche Streitigkeiten? 

c) Welche Gegenstände von zivilrechtüchen Streitigkeiten 
hält die Bundesregierung dazu für geeignet? 

d) Hält die Bundesregierung eine Streitwertobergrenze für 
ein geeignetes Kriterium? 

e) Wie steht die Bundesregierung zu einer Verpflichtung der 
Parteien, in geeignet gehaltenen Zivilsachen einen Antrag 
auf Sühne- bzw. Güteverhandlung zu stellen? 

f) Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zur 
Erscheinungspfücht der Beteiligten und zu einem entspre- 
chenden Sanktionensystem im Nichterscheinensfall? 

g) Wie hat sich die seit dem 1. April 1987 normierte Erweite- 
rung der Zuständigkeit auf die Fälle gefährUcher Körper- 
verletzung bewährt? 

4. Tritt die Bundesregierung dafür ein, den relativ geringen 

Bekanntheitsgrad der Schiedspersonen zu erhöhen und auf 

welchen Wegen gedenkt sie, das zu erreichen? 

5. a) Welche Formen von Weiter- bzw. Fortbüdung der Schieds- 

personen sind bisher in den Bundesländern erprobt 
worden? 

b) Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, um die 
Fort- und Weiterbildung der Schiedspersonen auf eine ver- 
läßhche Grundlage zu stellen und zu verbessern? 

6. a) Unterstützt die Bundesregierung eine Einführung von 

Schiedspersonen in den Ländern, die dieses Verfahren 
bisher nicht kennen (Baden-Württemberg, Bayern, Bre- 
men, Hamburg)? 

b) Wenn ja, in welcher Form geschieht dies, bzw. wäre dies 
denkbar? 

7. a) Ist die Bundesregierung bereit, dem gestiegenen Anteü 

von Frauen unter den Schiedspersonen und dem gewan- 
delten Verständnis ihrer Rolle dadurch Rechnung zu tra- 
gen, daß eine geschlechtsneutrale Bezeichnung auch im 
Gesetz (z, B. § 380 StPO) bzw. den Bestimmungen der 
Länder zum Ausdruck kommt? 
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b) Wenn ja, wann kann mit entsprechenden Initiativen 
gerechnet werden? 

Bonn, den 28. April 1988 

Dr. Pick 

Dr. Däubler-Gmelin 
Bachmaier 
Klein (Dieburg) 

Schmidt (München) 

Schütz 
Singer 
Stiegler 
Wiefelspütz 
Dr. de With 

Dr. Vogel und Fraktion 
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